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DieBetriebskostennachdemMietengesetze .EinerderwichtigstenBestand-¬
teile des Mietzinses .sind die Betriebskosten .Dadiese im Sommeran- ¬
dersals imWinterundüberdiesin jedemHauseverschiedensind ,konnten
sie nicht wie der Instandhaltungszins mit einem bestimmten Betragefest - ¬

gesetztwerden.Umgleichwohlzuvermeiden,dassnicht ,wiefrüher ,Selbst-¬
verständlichkeitenwiedie Kostender Stiegen -undGangbeleuchtungoderder
Rauchfangkehrungerst in einemzeittaubendenVerfahrenfestgestelltwerden
müssen ,hat dasMietengesetzdie zweiwichtigenGrundsätzeaufgestellt ,das
nursolcheZahlungen ,die es ausdrücklichaufzählt ,denMieternalsBetriebs-¬
kostenaufgerechnetwerdenkönnenunddassfernerdieHauseigentümerver-¬
pflichtetsind ,denMieternEinblickindieRechnungenzugewähren.

Die Mietersind dadurchin die Lageversetzt ,dieBetriebsausgaben
ihresHausesunddieArtihrerVerteilungaufdieeinzelnenWohnungen
selbstzuüberprüfen.InsehrvielenHäusernist eszurGepflogenheitge-¬
worden,dassdieParteieneinigeimHausewohnhafteVertrauensmönnerdamit
betrauen ,dieRechnungenzuüberprüfen,dieWünschederMieterzuvertre-¬
ten unddie VerhandlungenmitdemHauseigentümerzuführen .Esistim
höchstenMassewünschenswert ,dassdieseGepflogenheitallgemeiner
Brauchin allenWienerHäusernwerde ,weildieseVertrauensmännerdurch
dieBeschäftigungmitdemGegenstandesichdieerforderlicheSachkenntnis
raschaneignenunddadurcheinevernünftigeAuseinandersetzungzwischen
HausbesitzerundMieterohneAnrufungder Schlichtungsstellenoderder
Mietkommissionenleinäterermöglichtwird .DenMieternoderihrenVertrei
tern mögenhiebeifür die richtige Berechnungder Betriebskostenfolgende
Bemerkungendienlichsein:

AlsBetriebskostendürfennuraufgerechnetwerden:a )dieWasser-¬
undKanalisierungsgebühren;b )dieKostenfürRauchfangkehrung ,Kanalrän
mungundUnratabfuhr;c )die Auslagenfür eineentsprechendeBeleuchtung
des Vorhauses ,des Ganges und der Stiegen ,erforderlichen Falles auch des

HofraumesunddesDurchgangeszueinemHinterhause;d )dieKostenderan-¬
gemessenenFeuer -undHaftpflichtversicherung ;e )sonstigeAufwendungen
für dasHaus ,derenHöhedurchGesetzoderVerfügungdesBundes ,desLan-¬
des oder der Gemeindebestimmt ist ,insbesonders eine derart festgesetzte
Entlohnung desHausbesorgers .

Betriebskostensindnichtzuzahlen,wennderHauseigentümerunier
lässt ,den Mietern ihre Höhewenigstensdrei Tagevor demErsten unterVor- ¬
lage der Rechnungennachzuweisen.

AuchderHauseigentümerhatdenaufseineWohnungentfallendenAntei:
andenBetriebskostenzuzahlen.

Der Bezugeiner Mindestwassermenge ,die nach demSchlüssel von 25Li - ¬
tern proKopfundTagfür jedenBewohnerzugemessenwind ,istabgabefrei.
FürdieüberdieseMengehinausgehendegleichgrosseWassermengeist
eineGebührvon20KfürjedenKubikmeterzuentrichten;fürdendarüber
hinausgehendenWasserverbrauchist eineGebührvon200Kfür jedenKubik-¬
meter zu bezahlen ,Gebührenfür die Wassermenge ,die als Mehrverbrauch
und erhöhter Mehrverbrauchvorgeschriebenwerden ,könnenauf dieWasser- ¬
verbraucherüberwälztwerden ,die nachweisbardenMehrverbrauchverur-¬
sachthaben .SinddieWassermehrverbraucherfeststellbar ,soist dieGe-¬
bührnuraufdieseaufzuteilen.Ist diesnichtmöglichundsindvoraus-¬
sichtlich alle Parteien amWassermehrverbrauchbeteiligt ,so ist eine
gleichmässigeAufteilungder Gebührenauf alle Parteiengerechtfertigt
DieLeihgebührfür denWassermesserzählt zu denBetriebskosten.

Rauchfangkehrung.NachderVerordnungvom2 .Juni1923betragendie
tatsächlichenjährlichenKehrkostenunterBerücksichtigungdererfolgen

HerabsetzungderZahlderfeuerpolizeilichvorgeschriebenenKehrungen
derzeit imallgemeinendas168fache ,bei schliefbarenRauchfängenund
dendazugehörigenHerdendas84. 37fachedesGrundtarifesvom24 .November
1920 ,. . Bl. 103.

DieKanalräumungskostenbetragenmonatlichdas20fachedesAugust-¬
zinsesvomJahre1914.

Die Beleuchtung der Hausbesorgerwohnung gehört nicht zu den Betriebs

kosten ;wenn kein eigener Zähler vorhanden ist ,empfiehlt sich die Ver - ¬

einbarungeinesPauschales,dasvondenals Betriebskostenverrechneten
Beleuchtungskosten in Abzug gebracht wird .Der Verbrauch einer Gasflamme

ist mit701 ,einerelektrischenBirnemit20WattundeinerPetroleum-¬
lampe mit einem Achteå Lter pro Stunde anzunehmen .

Feuerversicherung .Alsangemessengilt bei normalen ,massivgebauten,
hartgedecktenWienerHäuserndie Versicherungdes3000fachenBauwertes
desJahres1914zu10/00erhöhen .AufdiesePrämiewirdin derRegel
25 %Hausbesitzervereinsrabatt und 20 %Dauerrabatt gewährt ,sofernedie
Versicherung auf zehn Jahre geschlossen wird .Es empfiehlt sich ,dieVer- ¬
sicherungspolizzezu verlangenundsich davonzu überzeugen ,ob demVer- ¬
sicherer der ver kehrsübliche Rabatt in diesem Ausmasse gewährtwurde .
Ist dies nicht geschehen ,so ist eine um den 25ZigenHausbesitzer

vereinsrabattverringertePrämiein die Betriebskostenrechmungmitdem
Hinweiseinzubeziehen,dassVersicherungsbeträgemitdiesemRabattin
Wienallgemeinverkehrsüblichundjederzeiterhältlichsind.

-
Wiener Gemeinderat als Landtag .

Sitzungvom22 . Juni1923.
PräsidentDr .DannebergeröffnetdieSitzungmiteinamNachruffür

den verstorbenen GemeinderatJesef Bombeck ,der vomLandtagstehendange- ¬
hört wird .Der Platz des GR. Bombeckist mit einemKranzrotenSchlei - ¬
fengeschmückt.

StR. RichterreferiertüberdieAenderungderWertgrenzenfürdieKom
petenzbestimmungen der Gemeindeverfassung .

GR. Bermann( Soz. Dem. )beantragtmit Rücksichtdarauf ,dass dieAnge-¬
legenheitnebender verfassungsrechtlichenaucheine Finanzfrageinsich
schliesse ,die Zurückleitung an denFinanzausschuss .

DerRückverweisungsantragwird ,nachdemihmderReferentzugestimmt
hat ,angenommen.

GRStR. Breitnerreferiert über eine Abänderungdes Gesetzesüberdie
Lustbarkeitsabgabe .Die Abgabevon Lichtbildervonükrungen soll für Steh - ¬
bilder ,die dasZubehöreinesVortragesbilden ,von40 %auf 10 %herabge-¬
setzt werden .

DieVorlagewirdohneDebattein beidenLesungenangenommen.
StR. SiegelreferiertüberdieAbänderungdesKanaleinmündungsgebühren

Gesetzes .Die Novellierung des gänzlich veralteten Gesetzes bezweckteine
Anpassungder darin enthaltenenGebühren ,die für deneinmaligenAnschluß
einer Realität amdas Kanalnetzzu zahlensind ,an die gegenwärtigenGeld-¬

verhältnisse .
GR. Biber( chr . soz . )bezeichnetdie vorgeschlageneErhöhungalsstarke

Belastung ,die vor allem den Hausbesitz trifft ,Hedner bespricht ausführ - ¬

lich die einzelnenParagraphender Vorlageundbeantragtim§ 2 ,Abs . 1den
Betragvon400. 000Kauf200. 000Kzuermässigen.Erverlangtferner ,daß
im § 7 das Ausmaßder Ermässigung ,die für Bautenauf Pachtgrundoderfür
provisorischeBautengewährtwerdenkann ,imGesetzselbst bestimmtwerde
undbeantragt daherdie Einfügungdes Satzes :„ HieseErmässigungkann
biszueinemZehnteldernormalenGebühreingeräumtwerden. "



AuchdieBestimmungenüberdieVerzinsungsindfürunsunannehmbar,ichdesFortbildungsschulratesvermindert.
willaberkeinenAntragstellen,daerjakeineAussichthat ,angenommen

GR.Rummelhardt( chr.soz) :SeitderTrennungdesLandesWienvomLan-¬zu werden .Es wäre auch nur recht und billig ,daß den Rekurseneine auf -de Niederösterreich war die ganze Gebarungdes Fortbildungsschulrats unge- ¬
schiebendeWirkungzuerkanntwirdundbeantrageich ,daßdieseBestimmungsetzlich .Heuteendlichliegt derEntwurfeinesneuesFortbildungsschulrats-¬
indieVorlageaufgenommenwird.DieAusdehnungdesGesetzesaufdenaltengesetzesvor ,denwirausdiesemGrundebegrüssen.SiehabendenExlexzustan
Hausbesitzist eineungebührlicheHärte ,diebeseitigtwerdenmüsse. gründlichausgenütztundindenFortbildungsschulratreinnachWillkürver-¬

StR. Siegel(Schlußwort):EswurdeschonimAusschussebeiderBeratungwaltet .DiegewerblichenFortbildungsschulen,diefrühervonjederPolitik
dieserVorlageerklärt,daßdieErhöhungennichtinjenemAusmaßeerfolgenentferntwahreStättender„BildungunsererJugendwaren,sindleiderviel-¬
alsdieKostendesKanalbauesdiesnotwendigmachenwürden.WennauchdiefachzuStättenderwildestenParteipolitikgeworden.EsvergehtkeineWoche
löhnenichtsohochgestiegensind ,somußdochberücksichtigtwerden,daßwonichtAgitationszettelundVersammlungseinladungenindenSchulräumen
die Materialkosten vielfach eine 25 . 000facheSteigerung aufweisene Die Er -selbst ausgeteilt werden .Ich möchte sie bitten ,endlich mit dieser Artder

höhungkannnichtalsdrückendeLastbezeichnetwerden,wennmaninBetrachtLehrlingserziehungzubrechen.LassenSiediejungenLeutenichtschonin
zieht,daßgegenüberdenKosteneinesHausbauesdieKanaleinmündungsgebüh -diesemAlterdurchParteipolitikvergiften!rengarkeineRollespielen .WenneinHausmit16Wohnungengebautwird, SiehabensichimFortbildungsschulrateineMajoritätzugelegt,weil
soergibtsich,daeinesolcheWohnungheuteaufrund80MillionenBauko-SienachdemUmsturzdurchZufalldieMajoritätindiesemHausebekommenha-¬stenzustehenkommt,eineGesamtbaukostensummevon1280MillionenKronen.ben.
DiesessehrkleineHaushateineFrontvon12munddafüreinenMeter Bgm.Reumann(vonseinemPlatzeaus):DurchZufall?Einunglüchlicher400000KKanaleinmündungsgebührzuentrichtenist ,soergihtsicheineZufallfürSie!
Gesamtgebührvon . 8MillionenKronenode .einhalbesProzentderBauko-¬ GR.Hiess(Soz-Den:DerZufallwirdEuchniemehrpassieren!
stensumme.DasspieltbeidenBaukostengarkeineRolle .DasGesetzistnun GR.Rummelhardt:Ja ,dieBevölkerungsagtheuteschon ,daßes einun¬
fast533JahreinWirksamkeitundeshabensichjeneWidersprüche,dieheuteglücklicherZufallwar.DerZufallentstanddurchdieAufregungderGemüter,
vonmeinemVorrednerhier herausgefundenwordensind ,niemalsergeben .Dadie infolgeder Nachkriegszeitunter einer gewissenPsychosestanden .
wirnurdieGebührändern,soglaubeichkaum,daßauchandereAenderungen
desGesetzesnotwendigsind.WasdieEinhebungeinesVerzögerungszuschlages
anlangt ,so gilt er bei allen unserenSteuergesetzenundmankanndaher
auchhierkeineAusnahmemachen.DieBefürchtung,daßdieBesitzerderal-¬
tenHäuser,dienochkeineKanalstierunghaben ,benachteiligtwerden,kann
ichnichtteilen .Eskannin jedemsolchenFalledieKanalefnmündungsgebühr
aufdieMieterüberwälztwerden,diedadurchabergarnichtneueLastenabeMachtverhältnisse,trotzdemderFond,dendieseSchulbehördeverwaltet,

nehmen,dasiejabisherdieKostenderSenkgrubenräumungbezahlenmussten,diedannwegfallen.
BeiderAbstimmungwerdendieAbänderungsanträgedesGR. Biberabge-¬

lehntundsowohlinderorstenalsauchinderzweitenLesungdasGesetz
entsprechendderReferentenvorlageangenommen.

GRTäubler(Soz. Dem. )referiertüberdasneueWienerFortbildungsschul
gesetzundführtaus:DasGesetzsollhunmehrdenWienerVerhältnissenange-¬
passtwerden.DieVorlagewurdederArbeiterkammer,derHandelskammer,dem
Handesministerium,denGewerbegenossenschaftenundeinerReiheandererKör
perschaftenübermitteltundvonihnenbegutachtet.DiewichtigstenBestimmun
genbeziehensichaufdiegenossenschaftlichenSchulen.Essollendiese
Schulen,diebishervondenUmlagen,dieihreMitgliederin denFortbil-¬
dungsschulfondseingezahlthaben,80%retourerhielten,nunmehrzweiDrit-¬
teldieserUmlagenrückvergüteterhalten.BishermusstendieGenossenschaf -¬
tenaufdieseRückvergütungeneinvollesJahrwarten,wodurchihreSchulen
oftin finanzielleSchwierigkeitengerieten .Nunmehrwerdensieentsprechend
dereinlaufendenUmlagenmonstlichVorschüsseaufdieseRückvergütungener-¬
haltenundamSchlussedesFahreswirdabgerechnet.Diegenossenschaftli.KeinVertrauensvotumfür dieMajoritätdiesesHauses ,nochwenigerder
chenSchulenerhaltennachdemgegenwärtigenBudgetrund . 5MilliardenVor-¬
schüsseaufRückvergütungenunddasienochaufeinehalbeMilliardeRückver
gütungenAnspruchhaben ,sowerdensie rundzweiMilliardenbekommen.Wirdeutet ,eineVerbesserungderin denUmsturztagenbegangenenSünden.
habenin dieses Gesetzaucheine Bestimmungaus demSalzburgergesetzeauf-¬
genommen,nachdereinSchulbaufondserrichtetwird.DerFortbildungsschul-¬rat leidet vor alleman einen starken MangelgeeigneterLehrwerkstätten .DieGanzein die Arbeitsstundenfällt .Ich gebezu ,daßin derheutigen

GemeindestehitwohlfürdengewöhnlichenUnterrichtSchulzimmerzurVerfü¬ZeitdiebehrlingeinkörperlicherBeziehungrücksichtsbedürftigsind.
gung ,sie besitzt aberkeineLehrwerkstätten.Essoll nunvondemGesamter-¬
fordernisdesFortbildungsschulrates10 %indenVoranschlageingesetz:e -stundennichtmehraufnahmsfähigsind ,danndarfmansichindiesen
denunddieserBetragbiszurHöheeinesjährlichenGesamterfordernissesAbendstundenauch ,nichtin WersammlungenundKurseführen .Sogardie
angesammeltwerden.MitdieserSummesolldanneinmeuesFortbildungsschul-SchulräumewerdenfürVersammlungenbenützt.Dasist nichtzumVorteil
gebäudeerrichtetwerden.SchliesslichwirdauchdieZahlderMitgliederderFortbildungsschulen.

AberdiesePsychosevergeht.
Bgm.Reumann:GebenSieacht,daßsichdiesePsychosenichtwieder-¬holt .
GR.Rummelhardt:Wirwerdenallestun ,umdieBevölkerungvordieser

Psychosezubewahren.NurweilSiehierdieMehrheithaben,beanspruchen
Sie nunauchin einer ganzselbständigenSchulkörperschaftdieselben

nichtausdenallgemeinenSteuergeldernbesteht ,sondernzu55 %ausbe-¬
sonderenZuschlägenzurErwerbssteuer,dievondenGewerbetreibendenbe-¬
zahltwerden.Damußmanschonfragen :WiewürdenSiedenndieFrage
derZusammensetzungeinerKörperschaftlösen ,zuderenFonddieArbeiter.
schaft55 %beiträgt ?VondiesemStandpunktalleinbetrachtetistdie
ZusammensetzungdesFortbildungsschulratshöchstungerecht.Auchinder
neuenVorlagesichernSiedemGewerbestandnichtjenenEinfluss ,derihm
schonnachseinenmateriellenBeiträgengebührt.NachderGewerbeordnung
ist derLehrmeisterfürdieAusbildungdesLehrlingsverantwortlich.Der
GehilfekommtindieserBeziehunggarnichtvor ,ihmgebührtdahernur
einEinfluss,derseinerVerantwortungentspricht.

Icherkennean ,daßimBezugaufdiegenossenschaftlichenSchulen
derjetzigeZustandwesentlichverbessertwird.Aberichsehenichtein,
warumSiedasRecht ,dasSiedenkaufmännischenFortbildungsschulenbe-¬
lassen ,nämlicheigeneBeiträgezur Erhaltungihrer Schuleneinzuheben ,
dengewerblichenFortbildungsschulennureinschränkendeinräumen.

Wennichsage,daßwirdiesemGesetzzustimmenwerden,sosolldees

AusdruckdesVertrauenszurLeitungdesFortbildungsschulratssein ,Wir
stimmendafür ,weildasGesetzin manchenBelangeneinenFortschrittbe¬

GR. Panosch(chr. soz. ):EswarimmereinWunschderGewerbetreiben¬
den ,daßdieZeit ,diederLehrlinginderSchuleverbringt,nichtzur

WennmanaberdenStandpunkteinnimmt,daßdieJugendlichenindenAbend



3
EinandererWunschistderpacheinerschärferenKontrolledesSchul

besuchs ,wieSie in früherer Zeit durchdie Kontrollbücherbestand .Seit
diese Kontrollbücher abgeschafft sind ,lässt der Schulbesuch viel zu

wünschenübrig .Ich gebezu ,daßFälle vorkommen ,daßderMehrmeister
seinen Lehrling ungebührlich vom Schulbesuch zurückhält ;aber der grösst

TeilderVersäumnisseist aufVerschuldenderLehrlingezurückzuführen.
Abernicht nr der Lehrherrhat Pflichten ,sondernauchderLehrling.
In der Zusammensetzungdes Fortbildungsschulrats ist der Einfluss der
Gewerbetreibendenviel zugering ,der Gewerbestandwirdhiergeradezu
entrechtet .Wirsind also durchdie Konstruktiondes Gesetzesnicht

befriedigt ,wir wollen aber hoffen ,daß es gelingen wird ,dieWünsche
derGewerbetreibendenspäterbesserzurGeltungzubringen.

GR.Körber(chr. soz. ): WirsindderMeinung,dassin denFortbildungs
schulrat nur solche Mitglieder entsendet werdensollen ,die ihre Lehr - ¬
zeit ta dellos berbracht ,ihr Gesellenstück geleistet und zuGehilfen
gesprochenwordensind .EinewichtigeBedingungmüssteauchsein ,daß
diese Gehilfennochin der Arbeit stehen .WennSie da vonparteimäßigen
Standpunktnur Ihre Sekreärein diese Körperschaftentsenden ,kommtfür
das Gewerbenichts heraus .Die Gewerbetreibendenmüssen55 %desAufwan- ¬
des für die Fortbildungsschulenbezahlen ,weshalbsie auchmindestens
15Vertreterfür denFortbildungsschulratverlangen .Esmüsstenauch,
wennschon der Notfondgeschaffen wird ,Schulenan der Peripherieder

Stadt errichtet werden ,damitnicht Lehrlingeaus Floridsdorf ,die
Schule in der Mollardgassebesuchenmüssen .Es ist in demGesetzsehr

viel von den Pflichten der Gewerbetreibendenenthalten ,währendvonden
Pflichten der Lehrlinge nichts drinnen steht .So wird den Meisternein
Strafbetragbei SchulversäumnissenseinerLehrlingebis zu 250 . 000K
suferlegt .Dasist höchst ungerecht ,da heute demLehrherrn jedeKon- ¬
trolle über denSchulbesuchseiner Lehrlingeunmöglichgemachtwurde,

weilSie ja mitdenKontrollbüchernaufgeräumthaben .Dasist eingro-¬
ber Fehler ,den Sie gemacht haben .Ich wünsche ,daß imFortbildungs - ¬

schulrat wiederein Geist einkehrt ,der zumNutzenundFrommendesGe- ¬
werbestandeswirkt .(Beifall ).

GR. Feldmann( deutschnational ) :Ich mußmeinBedauerndarüberaus - ¬

sprechen ,daßdiesesGesetzsolangehinausgezogenwurde .Dadurchsind
viele Gewerbegenossenschaftenin sehr arge Verlegenheiten gebrachtwor- ¬

den und der Referent hat ja selbst zugegeben ,daß sie ein Jahr auf die
Rückzahlungen des Fortbildungsschulzstes warten mußten .Nun habensich

diese Gewerbegenossenschaften,umdenSchulbetriebaufrechterhaltenzu
können ,die erforderlichen Geldsummenausgeborgtundmusstendafürhohe
Zinsenzahlen .Daherist es eine sehr großeUngerechtigkeit ,daßsie
jetzt nur die alten EntwertetenBeträgeerhalten .Ich möchtebitten ,
daß wenigstens diese Beträge möglichst rasch zur Verfügunggestellt

werden.
Damitist die Generaldebattegeschlossen ,der Referenterklärt

sichfürdenEingangindieSpezialdebatte.DasWortergreift
GR.Rummelhardt( chr .soz. ) :IchbedauredieArtderZusammenset-¬

zungdesFortbildungsschulratesundbeantrage,daßanstattdersieben
VertreterdesGewerbestandesvierzehnVertreterindenFortbildungs-¬
schulratentsendetwerdenmögen,EineaußerordentlicheUngerechtigkeit
ist auchdie Bestimmung,daßdie vier Mitglieder ,die vomStadt-¬
senstentsendetwerden ,nichtnachdenProporzgewählt ,sondernsämtli
ausMitgliedernderMehrheitentnommenwerden.Ichbeantragedaher,

daß auch hier so wie für die vom Gemeinderst gewählten Vertreter der

Proporzangewendetwird .EineaußerordentlicheHärteist auch ,daßdie
GenossenschaftenMindestens8 %desGesamterfordernisdesFortbildungs-¬
schulfondsaufbringenmüssenundich beantrage ,daßfür siedieselben

Bestimmungen wie für das Sremium der Wiener Kaufmannschaft zu gelten

GR.Panosch(chr. soz. ):DasJahresbudgetdesFortbildungsschul-¬
rates beträgt heuerrund21MilliardenKronen .Esist daherderNot-¬
vorramn der gleichen Höhewbhlnur sehr schweraufzubringen .Ichbe- ¬
antragedaher ,daßein solcherNotvorratüberhauptnichtangesammelt
wird ,da ich aber imVorausweiß ,daßSie diesenAntragablehnenwer-¬
den ,stelle ich gleichzeitig den Eventualantrag ,daß dieser Notvorrat
nur bis zur Hälfte des Jahreserfordernisses anzusemmeln sei .Schließ - ¬

lich beantrage ich ,daß die Lehrlinge die Schulversäumnisse in der
schulfreienZeit einzubringenhaben .

DerReferenterklärt in seinemSchlußworte,daßdieErhöhung
der Mitglieder aus demKreise der Gewerbetreibenden ,wegenderPari - ¬
tät mitdenGehilfennicht möglichsei .DieMitgliederdesStadtsenate
können nicht nach dem Proporz gewählt werden ,da sie den Willen des

LandesregierungzumAusdruckbringenmüssenunddieserWillemüsse
einheitlich sein .Eine Aenderungder 8zigen Beitragsleistung derGe- ¬
nossenschaften sei ebenfalls unmöglich ,da sonst bei denSteuerämtemn

eingroßerWirrwarrentstehen,würde.DerEventuslantragdesGR.Panosch
wegen Verminderung des Notvorrates bis zur Hälfte des Jahreserforder - ¬
nisseskönnezurAnnahmeempfohlenwerden.

Beider Abstimmungwirddie VorlsgeundderEventualantrag

desGR. PanoschunddieAbänderungsanträgedesGR .Bermannangenommen,
dieübrigenAbänderungsanträgeabgelehnt.

DieSitzungdesLandtageswirdsodannabgebrochen.Nächste
SitzungMittwochNachmittag.

WIENERGEMEINDERAT.
Sitzungvom22. Juni1923.

DerBürgermeistereröffnet die Sitzungundhält demverstor -¬
benenGR. JosefBombeckeinenNachruf,derstehendangehörtwird.

DieGeschäftsstückePost8 ,9 ,13bis22 ,24bis40sind
ohneWortmeldungangenommen .

VBEmmerlinglegt den Rechnungsabschlußder städtischen Gas- ¬

werkefürdasJahr1922vor .Besonderszubetonenist ,daßderGeba-¬
rungsüberschuss bei allen städtischen Unternehmungen nicht etwa in

die Gemeindekassefliesst ,sondern demUnternehmenverbleibt .Erwird
also ausschliesslich zu Verbesserungen des Betriebes verwendet ,die

wieder den Konsumentenzugutekommen.
GR. Zimmerl( chr . soz . ) :DieVofauszahlungenwurdenseinerzeit

als unerlässlicherklärt ,weilVorräteangeschafftwerdenmüssten.
Aus demheute vorgelegten Ziffern ergibt sich ganz klar ,daß ein Teil

derVorauszahlung/zinstragendangelegtwordenseinmuß .Esmußdaher
auf Grundder Unterlagen ,die das Unternehmenselbst beigebrachthat ,

dringend verlangt werden ,daß die Vorauszahlungenzurückerstattet

werden .DerRechnungsabschlußweisteinenGewinnvon719Millionen
aus .AberwährenddesganzenJahressindfastalleInvestitionenauf

Betriebskonto gebucht worden .Der faktische Gewinnist alsonatür .
lich wie bei jeder Unternehmungweit grösser ,er dürfte zehn bis 15
Milliarden betragen .Redner kritisiert sodann den Bericht desKon- ¬

trollamtes und sagt :Die Tarife sind viel zu hoch .Ich kann Ihnen ver¬
raten ,daßdie Tarife bei denstädtischenUnternehmungenganzbe- ¬
stimmt herabgesetzt werden werden ,aber erst im September ,vor den

Wahlen .Es sind also nicht kaufmännische Erwägungenhier massgebend ,

sondernderTerminderWahlausschreibungundmanmußschliesslich
nochfroh sein ,wenndie Wahlenbaldsind .Diesesozialdemokratische
WahltaktikmußdieWienerBevölkerungmitschwerenMilliardenbezah-¬

Wirlehnen
len . daher die Kenntnisnahme dieses Rechnungsabschlusses ab

haben



VB.Emmerling(Schlusswort):DieKritikdesGR.Zimmerlüber-¬
sieht ,daßwiresmitdenGeschäftsberichteinesJahreszutunhaben,
in welchemvomJännerbiszumOktobereinevollständigeVernichtung
desWertesderKroneerfolgte ,sodaßalle Vergleichemitnormalen
Vehältnissenversagen.AuchfürdieVorauszahlungenhatdieGeldent-¬
wertungihreentscheidendeRollegespielt .HeuerhiessesVorauszahlung,
unterderfrüherenVerwaltunghießdasselbeKaution .AberSiehaben
Kautionenverlangtzu einer Zeit ,wodie UnternehmungeneinenRiesenge-¬
winnabwarfen,derdenallgemeinenGeldernderGemeindezufloss .Wir
belassendieVorauszahlungenunddiegeringfügigenGebarungsüberschüsse
demUnternehmenselbstzurVerbesserungderBetriebsanlagenimInteres-¬
se derKonsumenten.

DerRechnungsabschlusswirdentsprechenddemReferentenantragzur
Kenntnisgenommen.

VB. EmmerlingreferiertüberdenRechnungsabschlussderElektrizi¬
tätswerkefürdasJahr1922.AuchhierwirdderGebarungsüberschußvon
845MillionendemUnternehmenzumweiterenAusbauverbleiben.

GR.Rotter(chr. soz. )polemisiertgegeneinenArtikelderArbeiter-¬
Zeitung und bemerkt :Sie haben die Preise für den elektrischen Strom

unablässigerhöht ,in einerZeit ,in derunsereKronestabilisiertist .
Eswäreinteressantzuerfahren ,wannSiediePreiseherabsetzenwerden,
Sieweisendochfür dasJahr1922einenReingewinnaus ,undwerdenauch
für das Jahr 1923einenUeberschusserzielen .Dahersind diefortwähren -¬
denTariferhöhungenganzunverständlich.EinWortsollaucheinmal
überdenAbbauin denstädtischenUnternehmungengesprochenwerden .Sie
habendortalle möglichenLeuteabgebaut ,es sindaberalle ihrePartei-¬

soheisstdas ,erwirftdieLeutebrutalaufsPflaster .Wirhabenimmer
verlangt,daßdieKonsumentendesElektrizitätswerkeszurBegleichung
derStromrechnungenErlagscheineerhalten.DashabenSieimmerabge-¬
lehntundjetzt aufeinmalgehtesdoch .EndlichmüsstenSieauchdie

Frageder Stadtbahnlösen .WirkönnendiesenRechnungsabschlüssenun¬
sere Zustimmungnicht geben .WirhabenwiederholtsowohlimUnterneh¬
mungsausschuss,als auchin öffentlicherGemeinderatssitzunggemängelt,
daßSieausBetriebsmittelnInvestitionenmachen,statt sie ausInve-¬
stitionsgelderndurchzuführen.TrotzallerunsererEinwendungenmachen
Siedasweiterundgedenkenesauchin Zukunftsozumachen.Wirhaben
überhauptkeinVertrauenzuIhrerVerwaltung.(Beifall)

VBEmmerlingerklärtinseinemSchlusswort,daßesnichtdieSchuld
dergegenwärtigenGemeindeverwaltungist ,wenndieKrone,diewohlin
Zürichgleichgebliebenist ,beiunswenigerwertgewordenist .Sobald
die Preise für alle Lebensmittelsteigen ,habenwir mit erhöhtenLöhnen
zurechnenundauchdieWarenumsatzsteuerhatunsereArtikelstarkver -SeitewurdenunsdabeidiegrößtenSchwierigkeitenbereitet .Siehaben
teuert ,weshalbwireinemässigeSteigerungder Tarifevornehmenmusstan.
Wasdie Stadtbahnanlangt ,so ist das keineSache ,auf die wirEinfluß
haben.SicherlichmußderBetriebdorteinmalaufgenommenwerden,da
es eine Großstadtauf die Dauernicht verträgt ,daßeine solcheVerkehrs
gelegenheitstille steht .DassdiesderFallist ,ist abernichtunsese
Schuld .Wirsinddieeinzigen ,dieunsereStrassenbahnlinienausbauen,
die denWagenparkvermehrenundwennder Bundfür seinenTeil dasglei -¬
chemacht ,dannkönntensie alle sehrzufriedensein .(Beifall)

SlektrizitätswerkeunddesUeberlandkraftwerkesEbenfurth,sowieder
BraunkohlenbergbaugewerkschaftZillingdorffür dasJahr1922genehmigt.

VB .EmmerlingberichtetüberdenRechnungsabschlussderstädtischen
StrassenbahnenfürdasJahr1922 .WirhabenimabgelaufenenJahrebei
denStrassenbahnendasschwersteJahrseitdemmehrals20jährigenBe¬
standediesesUnternehmensgehabt,dasunsMonatfürMonatvorimmer

neueundnahezuunlösbareAufgabengestellthat.DurcheineklugeTarif-¬
politikistesdochmöglichgeworden,überalleSchwierigkeitenhinweg-¬

zukommen.
GR. Doppler( chr .soz. ) :MitderTarifpolitik,diederReferenteine

klugegenannthat ,habenwirunswiederholtbeschäftigenmüssenundhb-¬
benimmerwiederbetont ,daßes einebrutaleTarifpolitikist .Auch
hiermußwiederholtwerden,wasüberdieHerstellungenausBetriebsmit-¬durch
teln gesagt wurde ,die natürlich hohe Tarife hereingebrachtwerden
müseen.DanebenweistgeradedieserBetriebeineReihevonanderenMän-¬
gel auf .Wirhabenwiederholtdie WiedereinführungdesUeberfüllungs-¬
verbotesverlangt ,ohnedasmannichtzueinemgeregeltenBetriebkommen
wird .Wirhabenauchwiederholtdarübergeklagt ,daßbeimStraßenbahn-¬
personaldiePolitikimDienststarkzumAusdruckkommt,BeidenBundes-¬
bahnenwurdedasTragenvonParteiabzeichenimDienstaabgeschafft,bei
denStrassenbahnenscheintdasunmöglichzusein .DieStrassenbahnist
keineParteisache .Daherhat die PolitikimBetriebnichtszusuchen.

VB. Emmerling(Schlusswort):WirsindbeiderStrassenbahnmitden
Tarifenzweimalheruntergegangen ;daßwirwiederhinaufgehenmussten,ist
nichtunsereSchuld .WitdemUerfüllungsverbotkönnenSiedenVerkehr
insbesonderein denFrühstundennicht bewältigen .( Zwischenruf :Früher
gibgesdoch ! )FrüherhatdieStadtbahn50MillionenFahrgästeimJahr
befördertundfrüherkonntendieLeute,wennsieihreArbeitsstätte
wechselten,auchihreWohnungwechselm.HeuteherrschenalsoandereVer-¬
hältnisse .WasdiePolitikaufdenStrassenbahnwagenanbelangt ,sointe-¬
ressiert die Strassenbahnunternehmungnatürlich nicht die politischeRich

tungder Fahrgäste ,sonderndie Fahrtrichtung ,die sie nehmen ;aberein-¬
genossenindenWefkengeblieben,SiehabenLeuteentlassenunddaszelneVorfälle,diesichereignethabenmögen,könnenfürdieBeurteilung
mitSparmaßnahmenbegründet.WennndaseinprivaterUnternehmermacht,der14. 000Strassenbahnangestellten;diefhrenDienstmusterhaftversehen,

nichtmaßgebendsein.DerAntrag,demRechnungsabschlusszurKenntniszunehmen,
wirdsodannangenommen.

VizebürgermeisterEmmerlingerstattetdenBerichtüberden
Rechnungsabschlussesdes Brauhausesder Stadt Wienfür das Jahr1922 .
DerReingewinnbeträgt493MillionenKronenundes wurdenum40 . 199Hek-¬
toliter Biermehrverkauftals imJahre1921 ;dadieQualitäteineganz
außergewöhnlichgute ist .DerReingewinnwird an die eigenenGelderder
Gemeindeabgeführt ,dawirder Meinungsind ,dassgeradedieseUnterneh-¬
mungfür die Gemeindeetwasleistenmuß.

GR. RPreyer( chr . soz . ) :DasBrauhausist eineSchöpfungder
christlichsozialenPartei ,wiealle übrigenstädtischenUnternehmungen.

EswurdegeschaffenmitderAbsichtunddemGrundsatze,daßeseinPreis.
regulatorgegendie Bestrebungender großkapitalistischenBrauereienzu
seinhabe .DieserVersuchwardurfhausnichtleichtundgeradevonIhrer

alles versucht ,umdiesesünternehmenherunterzusetzenunddieParole
herausgegeben:TrinktkeinenLuegerlack!Esist unsabertrotzdemgelun¬
gen ,unsereGrundsätzedurchøzubringenundeswardamalsdenprivaten
BrauereiennichtmehrmöglichmitdemBierpreiswillkürlichin dieHöhe
zu gehen .Soist die WienerBevölkerungvor Ausbeutunggeschütztworden.
Heuteist diesesPrinzipnichtmehreingehaltenworden .Siehabengar
nicht mehrversucht ,Breisregulierend zu wirken .Sie haben auchauf
diesemGebietemitdemGroßkapitalsichversöhnt .Nunbefindetsichdas

BeiderAbstimmungwirdderRechnungsabschlussderstädtischenGastgewerbeineinersehrschlechtenLage .DieLokalesindheutefast
leer ,weildie Bevölkerungnicht mehrin der Lageist ,sieaufzusuchen.
Daherist auchein großerTeil der AngestelltenimGastgewerbearbeitslos
gewordenö .Viel habenauchSie durchIhre Abgaben ,die Sie aufdieses
Gewerbegelegthaben ,dazubeigetragen.NebenderhohenWohnbausteuer
derLustbarkeitsabgabe ,derSpeisen -undGetränkeabgsbe,derFremdenzim-¬
merabgabekommtauchnochdieganzenormeKonzessionsabgabefürdieses
Gewerbein Betracht ,wodurchSie zumgroGenTeilezumNiedergangdieses
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VBEmmerling(Schlusswort):Esistganzfalsch,daßdieseUnterneh-¬ GR.Kunschak(chr.soz.):NotorischfalscheBilanzenwerdenhierge¬
mungfrüherandersgearbeitethat ,als jetzt .Schonin derBilanzdesnehmigt!
Jahres1914/15habenSie erklärt ,daßSie denBierpreisArhöhenundden DieseWorteentfesselneinenTumult,indemdieeinzelnenRufenicht
Gestehungskostenanpassenmüssen.UndimJahre1916ist imRechnungsab-mehrverständlichsind.
schlußgar die Bemerkungenthalten ,daßauchdasstädtischeBrauhaus Bgm. Reummnn:Ichweisedasganzentschiedenzurück.Ichrügediesen
so wiedie übrigenBrauereiendenBierpreisdenGestehungskostenanzu -AusdruckundrufeSiezurOrdnung.
passenhaben .WennSie die 493MillionenKronenReingewinnauf demLiter Währendsich die Unruhelangsamlegt ,erklärt
Bieraufteilen ,dannkommenSie auf einenBetrag ,der kaumals TrinkgeldVB. Emmerling:Ich stelle fest ,daßdie BemerkungdesHerrn
in Betrachtkommt.EineVerbilligungwärealsonichteingetreten .Wir VB. HossmitdemReferatgarnichtszutunhat .Siebeziehtsichaufden
benützenlieberdiesenReingewinn,umdamitWohnungenzubauenundesKontrollamts-¬Bericht ,über denich nochnicht referiert habe .Dort
ist Ihnenbekannt ,daßdasstädtischeBrauhauseineMilliardeausden
eigenenGeldernfür WohnbauszweckezurVerfügungstellenmusste.

BeiderAbstimmungwirdderRechnungsabschlussgenehmigt.
VBEmmerlingerstattetdenBerichtüberdenHechnungsabschlussder

LagerhäusesfürdasJahr1922. Ererklärt ,daßderGebarungsüberschuß

befindetsichtatsächlicheinDruckfehler,denichselbstverständlich
beim Referat richtiggestellt hätte .

VB.EmmerlingreferiertüberdenRechnungsabschlußderstädtischen
Leichenbestattung .DieUnternehmungist aktiv ,obwohlsieimJahre1922
4268Gratisleichenzubesorgenhatte ,ImganzenwurdenvondenSterbe-

von5748Millionenzubegrüssensei ,weilerunterganzauGergewöhnlichfälleninWienüber64 %vonderstädtischenLeichenbestattungbeerdigt.a
schwerenVerhältnissenerzieltwurde.EshabenindiesemJahrealleLa -GR. Angermeier(chr. soz. ):EtwaswenigeralseinDritteldergesamten
gerhäusermehrzuleidengehabt,aberwirhabeneineReihevonBetriebenLeichenbegängnissewerdenheutealsGratisleichendurchgeführt,weildie
errichtet,wieeineFruchtveredlungsanlage,wodurchvielesbesserwurde.BevölkerungdieKostenderLeichenbegängnissenichtmehrerschwingenVBHoss(chr.soz.):EsistunwürdigfüreinenGemeinderatderStadtkann.DamitistdereigentlicheZweckederErrichtungderstädtischen
Wien,wenneinsowichtigesReferatbloßmiteinpaarWortenvomRe-Leichenbestattungsunternehmungverlorengegangen.Heutekommtdaspriva-¬

ferentenabgetanwird .DagegenmüssenwirVerwahrungeinlegen.Wirha -te Leichenbegängnisbilliger ,alsdasstädtische.RednerbesprichtsodansoeE
ben bereits im Ausschußdiesen Vorgangbemängelt und Sie mussten zwei Er -die Streitfrage der Leichenversicherung und sagt :Es würdemichinteres - ¬
gänzungenzudieserSacheaussenden.Esist ganzeigentümlich,daßjetztsieren ,obdieGemeindeWien,dieheutesostolzaufdieMilliardenist ,

aaufeinmaldieDirektorenderstädtischenUnternehmungennichtmehrfähidiesieausdenSteuergeldernderBevölkerungangesammelthat ,diejetzt
sein sollen ,allein ihre Betriebe zu führen und das Kontrollamt ganz reich geworden ist ,in einer Zeit ,wo alle andern verarmt sind ,ch die Ed
kleinlicheWeisungengibt .Esisterwiesen,daßdieDirektorendiesereicheGemeindeinjedemeinzelnenFallmitdenVersicherteneinenProzes
Kleinlichkeitendurchführen,nurdamitsie Ruhehaben .Ichhätteniege -führenwill .
glaubt,daßdasKontrollamtauchintechnischenundfachmämdschenDin-VizebürgermeisterEmmerling(Schlusswort)erklärt,dassbeiderLei-¬
gendreinzuredenhabenwird.SiehabenimLagerhauseinenausgezeichneterChenbestattungauchfremdeKostenwiedieEinsegnungsgebührenzu
Direktorgehabt,habenihnheutenoch,denntrotzdemerweggeschicktwur-entrichtensind ,aufdiedasUnternehmenkeinenEinflusshat. Wasdie
de ,isternichtpensioniertworden.DerChefdesKontrollamtesleitetGratisleichenanlangt,sowurdenimJahre1913,alsoineinemJahre
gegenwärtigdieserBetriebundichglaubeesentsprichtgernichtdenBedergesundenWirtschaft4195durchgeführtundimJahre1922,woja
seimmungendesKontrollamtes,daßerzugleichauchDänektoreinerUnter-HochdieFolgenndesKriegeszuspürenwaren,warenes4268,alsoeine
nehmungseinkönne .EsmußendlicheintüchtigerDirektoreingesetztweSteigerung,dienichtnennenswertgenanntwerdenkann .DieVersicherun
den,dennsowiejetztgehtdieSacheaufdieDauernicht.SiehabenimgenwerdenwohlimWegedesAusgleicheserledigtwerden.

Die Abstimmungergibt die AnnahmedesRechnungsabschlusses .Vorjahredie Tsrife unablässig erhöht undder Direktor Nübelhatda
VizebürgermeisterEmmerlingerstattetnundenBerichtüberdennichtszuredengehabt .JetztmüssenSieheruntergehen,weildiesewill-¬

kürlichenErhöhungendieKundenganzeinfachnichtmitgemachtchaben.RechnungsabschlussderstädtischenAnkündigungsanstalt .DerReinge
SiekönnenbeidiesemBetrieb ,derkeinMonopoldarstellt ,ebennichtwinnbeträgtachtMillionenKronen.

GR.Rotter(christlichs.)führtBeschwerdeüberdieFührungdieses!sowirtschaften ,wiebeidenMonopolbetrieben .Wirkönnenfür denRech-¬
Betriebes.EssollendiePlakatenurangeeignetenStellenangebrachnungsabschlußnichtstimmen.
werden,nichtdassderPlanerwogenwird ,auchdieBäumedesStadt-¬GR. Feldmann(Deutschnational)wünschtAufklärungüber
parkeszurReklamezubenützen.e inzelnePostenderNilanzundbesprichtdie Verhältnissein derPlau¬

NachdemSchlusswortdesReferentenwirdderRechnungsab¬menetuvage.DerReingewinnderLagerhäuserist sicherdasErgebnisda-
von ,daßmansichin letzterStundeentschlossenhat ,diePreisezuer-¬
mässigen ,als schondieGefahrbestand ,daßsonstdieLagerhäuserleer-¬
stehenwürden.

VBEmmerling(Schlusswort):DerKontrollamtsdirektoristnichtDi¬
rektordesLagerhauses,sondernmitderUeberprüfungundReorganisation
imLagerhausebetraut .DieseReorganisationhat ausserordentlichgute
Ergebnissegezeigigt.DerReferentbeantwortetsodanneinigeanihnge-¬
richteteFragen,wobeiVB.HossmehrfachZwischenrufemacht.

WährendderBürgermeisterdieAbstimmungeinleitet ,ruft
VB. Hoss:Daist einFehler .EssindfalscheZifferndarin .

IndementstehendenLärmlässtderBürgermeisterabstimmen,während
wnHessdasWortzurtatsächlichenBerichtigungverlangt.

schlussgenehmigt.VizebürgermeisterHosserklärt ,dasseseigentulichsei ,
dassderReferentbeidemPunktRechnungsabschlussderLagerhäuser
seineRichtigstellung,diesichaufdenKontrollamtsberichtbezieht,
nichtzurKenntnisgenommenhabe,woraufVizebürgermeisterEmmerling
nocheinmal feststellt ,dass sich der Druckfehlerin demKontroll -¬
amtsberichtPost8 undnichtimRechnungsabschlussbefindet.

STRSpeiserreferiertüberAnderungdesKollektivvertragesder
Lagerhäuser.

GRtinGärtner(christlichso)wünscht,dassjeneFrauen,dieFami¬
lienerhaltersind ,besondersberüsichtigtwerden.

StR. Speisererklärtnocheinmalüberprüfenzuwollen,obdie
Schaffungeiner besonderenGruppemöglichist - IndenKollektivver.
trägenundderDienstordnungderGemeindehabendie FraueneineEnt
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